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Verkündet 
am 11• Mai 1953 
Klett, Justizangesto 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s

In dem Rechtsstreit

des Feuerversicherungsangestellten Karl ' F , W

Klägers, Berufungs- und Revisionsklägers,
- Prozessbevollmächtigters Rechtsanwalt

g e g e n

Frau Gertrud 
strasse 9,

Beklagte, Berufungs- und Revisionsbeklagte, 
Prozessbe'vollmächtigter: Rechtsanwalt Dr

hat der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 11. Mai 1953 unter Mitwirkung des Senats­
präsidenten Schmidt, der Bundesrichter Ascher, Johannsen,
Dr.Kregel und Wüstenberg
für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des 3. Zivil­
senats des Oberlandesgerichts in Frankfurt/Main vom 
1. Februar 1952 wird auf Kosten des Klägers zurückge­
wiesen.

Von Rechts wegen
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Tatbestand:

Die Parteien waren seit dem 15> Juli 1944 miteinander ver- 
leiratet. Sie haben ein Kind, die am A» ^ ^ 1 9 4 5  geborene Erika. 
3ie haben zuletzt Ende 1949 oder Anfang 1950 ehelich verkehrt. 
Der Kläger verliess die Beklagte am 8. Februar 1950 und erhob 
alsbald Scheidungsklage. Diese stützte er darauf, dass die Be­
klagte ehewidrige Beziehungen zu zwei anderen Männern unter­
aalten, ihn wiederholt beschimpft und bei Dritten schlecht ge- 
nacht, auch gegen ihn wiederholt unbegründete Vorwürfe erhoben 
aabe, weil er in seiner Freizeit zu Hause gearbeitet habe, um 
sich fortzubilden. Sie habe ihm auch zweimal - am 15. November 
1949 und am 4. Februar 1950 - den Ehering zurückgegeben und 
ihn am 7. Februar 1950 auf gef ordert, die Wohnung zu verlassen, 
weil sie nicht länger neben einem Manne leben könne, der ihr 
fremd sei. Die Beklagte bestritt die Klagbehauptungen im we­
sentlichen und liess in zwei Schriftsätzen erklären, sie habe 
"ihren Mann niemals hintergangen, sondern ihm bis zum heuti­
gen Tage die Treue gehalten" (Schriftsatz vom 16. März 1950), 
ferner, sie habe "sich während der ganzen Ehe nicht das ge­
ringste vorzuwerfen und dem Kläger auch während seiner Abwe­
senheit in Gefangenschaft stets die eheliche Treue gehalten" 
(Schriftsatz vom 4. April 1950). Sie behauptete ihrerseits, 
der Kläger habe sie trotz vielfacher Vorhaltungen ständig, 
auch sonntags, allein gelassen und auch sonst vernachlässigt; 
er habe ihr auch nur das zum notdürftigsten Lebensunterhalt 
erforderliche Geld gegeben und seinen Nebenverdienst ganz 
für sich verbraucht. Die zur Klage durchgeführte Beweisauf­
nahme ergab keine erheblichen Verfehlungen der Beklagten, 
insbesondere nahm der als Ehebruchs zeuge benannte Zeuge KiflHP 
ehebrecherische oder auch nur ehewidrige Beziehungen in Ab­
rede. Mit Schreiben vom 7. Juli 1950 schrieb der Anwalt des
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Klägers an den Anwalt der Beklagten:
. "In der Ehescheidungssache F f l ^  gegen F Q 0 ,  in der 

neuer Termin am 4* August ansteht, wurde im Anschluss 
an den Termin vom 23. Juni die Frage erörtert, unter 
welchen Bedingungen die Scheidung der Ehe von beiden 
Parteien gebilligt wird. Ich habe nachträglich noch­
mals mit meinem Mandanten die ganze Angelegenheit ein­
gehend erörtert. Er ist bereit, sich in notarieller 
Urkunde zur Zahlung einer Unterhaltsrente von monat­
lich 60,—  DU an die Ehefrau bis zu deren etwaiger 
Vi’iederverheiratung, und 40,—  DM an das Kind zu ver­
pflichten und ihr auch die Mietrechte an der ehelichen 
Y/ohnung abzutreten ,,,, Ich darf wohl der Erwartung 
Ausdruck geben, dass nunmehr der Scheidung keinerlei 
Widerstand mehr entgegengesetzt wird,"

Im Termin vom 4. August 1950 erhob die Beklagte Wider­
klage. Diese stützte sie darauf, dass der Kläger es "strikte" 
ablehne, die eheliche Gemeinschaft wieder aufzunehmen und 
dass er ehewidrige Beziehungen zu anderen Frauen unterhalte.
Im selben Termin erklärte der Kläger:

"Es ist richtig, dass ich ehewidrige Beziehungen zu 
einer anderen Frau unterhalte, deren Namen ich aber 
nicht angeben möchte. Ich will auch in keinem Fall zu 
meiner Frau zurückkehren, selbst, wenn ich dafür kei­
nen Grund angeben kann,"

Zur Klage liess er keinen Antrag mehr stellen. Die Ehe 
der Parteien wurde nunmehr auf die Widerklage aus seinem 
Verschulden geschieden.

Im Anschluss an die Urteilsverkündung schlossen die Par­
teien einen in der Sitzungsniederschrift aufgenommenen Ver­
gleich. In diesem verpflichtete der Kläger sich, vom 1. Septem­
ber 1950 ab monatlich an das Kind 50,—  DM und an die Beklag­
te bis zu ihrer Wiederverheiratung 60,—  DM Unterhalt zu zah­
len; er verzichtete ferner der Beklagten gegenüber auf sein 
Mietrecht an der ehelichen Wohnung und übernahm die Kosten 
des Vergleichs. Beide Anwälte erklärten sodann, dass auf
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[ Rechtsmittel gegen das Scheidungsurteil verzichtet werde.i,*'
In dem vorliegenden Rechtsstreit hat der Kläger geltend 

' gemacht, die Beklagte habe entgegen den von ihr im Scheidungs 
* streit abgegebenen Erklärungen mit Walter S t f l H H I B l  die 
' Ehe gebrochen. Er hält sie deshalb für SchadenersatzpflichtItig und hat beantragt,
1) festzustellen, dass die Beklagte keine Ansprüche auf Zah­

lung von Unterhalt und Kosten aus dem Unterhaltsvergleich 
f gegen ihn habe,t%

2) sie zu verurteilen, 120,—  DM zurückzuzahlen, ferner ihn 
von der Verpflichtung gegenüber ihrem eigenen Anwalt auf 
Erstattung von 159,—  DM (Kosten des Scheidungsstreits) 
und gegenüber der Gerichtskasse in auf Zahlung
der halben Gerichtskosten des Scheidungsstreits ein­
schliesslich des Unterhaltsvergleichs zu befreien.
S t f l B B H B »  hat als Zeuge bekundet, er habe in der Zeit 

vom 12. März bis Juni 1950 mit der Beklagten Geschlechtsver­
kehr unterhalten. Die Beklagte will nur am 8. und 18. April 
1950 mit ihm geschlechtlich verkehrt haben.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Das Oberlan­
desgericht hat die Berufung des Klägers zurückgewiesen und 
die Revision zugelassen. Hierbei hat das Oberlandesgericht 
neue - mehr als 7 Monate nach* der Berufungsbegründung - vom 
Kläger aufgestellte Behauptungen, die Beklagte habe noch mit 
mehreren anderen Männern Ehebruch getrieben, gemäss § '279 
ZPO als verspätet zurückgewiesen-

Der Kläger verfolgt seine Klaganträge mit der Revision 
weiter. Die Beklagte bittet, die Revision zurückzuweisen.
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Entscheidungsgründe:

Das Berufungsgericht hat die Revision zugelassen, weil 
”die Rechtssache im Hinblick auf die Anwendung des § 826 BOB 
zur Bekämpfung der Rechtskraft grundsätzliche Bedeutung” 
habe (§ 54-6 Abs 2 ZPO). Der Sachverhalt, von dem das Beru­
fungsgericht ausgegangen ist, bietet indessen keinen Anlass, 
die bisherige Rechtsprechung zum Verhältnis zwischen der 
Rechtskraftwirkung gerichtlicher Entscheidungen und der Kla­
ge aus § 826 BGB zu überprüfen oder neue Rechtssätze zu ent­
wickeln., Die Revision ist vielmehr zurückzuweisen, auch wenn 
trotz der im Schrifttum geäusserten Bedenken (Rosenberg, 
Lehrbuch des deutschen Zivilprozessrechts, 5« Aufl S 720 f; 
Baumbach-Lauterbach 21, Aufl EinfBTr 6 vor § 322 ZPO; Reinicke 
in HJW 1952, 3) die neuere Rechtsprechung des Reichsgerichts 
und diejenige des Bundesgerichtshofs (RGZ 155, 55; 156, 265; 
163, 293 f; 165, 26; 168, 12; BGH in NJ.7 1951, 759) unein­
geschränkt zugrunde gelegt werden.»
Io Die Revision weist zutreffend darauf hin, dass bei der 
Präge, ob einem rechtskräftigen Titel mit § 826 BGB begeg­
net werden kann, zwei Pallgruppen zu unterscheiden seien, 
einmal die Fälle, in denen der Vollstreckungstitel in sitten­
widriger Weise erwirkt oder erschlichen worden ist, zum an­
deren diejenigen Fälle, in denen ein sachlich unrichtig^ 
Titel in Kenntnis der Unrichtigkeit unter Umständen benutzt 
werde, die diese Ausnützung als sittenwidrig erscheinen ließen. 
Die Hevision rügt, das Berufungsgericht habe den Sachverhalt ; 
nur tinter dem ersteren Gesichtspunkt geprüft, nicht jedoch 
untersucht, ob ein Pall der zweiten Art vorliege. Es kann 
dahingestellt bleiben, ob das angefochtene Urteil so zu ver­
stehen ist und ob da<e Berufungsgericht insoweit geirrt hat»
Die Annahme, der Kläger mache geltend, die Beklagte habe das
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.Scheidungsurteil und den Unterhaltsvergleich "erschlichen”, 
liegt nach seinem Sachvortrag nahe. Nach den getroffenen 
Feststellungen sind aber auch die Voraussetzungen für einen 
; Fall der zweiten Gruppe hier nicht erfüllt«, .Tie der III,
'Zivilsenat in seinem Urteil vom 21. Juni 1951 - III ZR 210/50 
NJW 1951*759 - ausgesprochen hat, kann ein Verstoss gegen'
§ 826 BGB darin liegen, dass eine Partei ein - nicht arg­
listig erwirktes, aber - als unhaltbar erkanntes Urteil voll­
streckt oder sonstwie geltend macht, wenn besondere Umstän­
de hinzutreten, welche die Ausnutzung eines solchen Urteils 
als sittenwidrig erscheinen lassen. An diese Voraussetzun­
gen sind im Interesse der Rechtssicherheit strenge Anforde­
rungen zu stellen. Hierbei sind die vom Berufungsgericht 
als verspätet zurückgewiesenen Behauptungen des Klägers auch 
in diesem Rechtszuge. nicht zu berücksichtigen.

II. Auf den Ehebruch mit dem Zeugen kalter S t f l H H H H P  
allein kann der Kläger seine Schadenersatzklage aber schon 
aus folgenden Erwägungen nicht stützen:
1) Es steht nicht sicher fest, ob der Scheidungsstreit für 
den Kläger einen wesentlich günstigeren Ausgang genommen 
hätte, wenn er von dem Ehebruch mit S t f l H H B P  früher ge­
wusst hätte. Die ehebrecherischen Beziehungen zu S t f l H B h  
flBI bat die Beklagte auch nach dessen Aussage erst am 12:
März 1950, also zu einer Zeit aufgenommen, zu der der Klä­
ger sie bereits verlassen hatte.

Wenn auch der Ehebruch - auch bei getrennt lebenden Ehe« 
leuten - eine besonders schwere Eheverfehlung ist, wäre es 
nicht ausgeschlossen gewesen, auszusprechen, dass die Schuld 
des Klägers an der Scheidung überwog. Denn es kommt insoweit 
nicht nur auf die Schwere der beiderseitigen Verfehlungen 
als solcher, sondern darauf an, in welchem Maße sie für die
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Zerrüttung der Ehe ursächlich gewesen sind (vgl RGZ 164, 270 
Z?737 = ER 40, 1677 mit zustimmender Anmerkung von Lauterbach; 
von Godin Ehegesetz 2. Aufl Anm 7 zu § 53j Hoffmann-Stephan 
Ehegesetz Anm 4 B zu § 52). Die vom Kläger eingeräumten Be­
ziehungen zu einer anderen Frau und die von ihm herbeige­
führte Trennung können aber die Zerrüttung der Ehe möglicher­
weise in wesentlich stärkerem Maße verursacht haben als der 
nach der Trennung der Parteien von der Beklagten begangene 
Ehebruch. Die Unterhaltspflicht des Beklagten wäre aber, wenn 
er nicht allein sondern nur Überwiegend für schuldig erklärt 
worden wäre, die gleiche gewesen (§ 58 EheG).
2) Mindestens lässt sich angesichts der Zweifel, ob der 
Kläger durch das ergangene Urteil und den damit zusammenhän­
genden Unterhaltsvergleich im Ergebnis objektiv schlechter 
gestellt ist, als er es bei einer weiteren Durchführung des 
Scheidungsstreits gewesen wäre, nicht feststellen, dass die 
Beklagte die Unrichtigkeit des von ihr erlangten Vollstrek- 
kungstitels kennt. Sie hat selbst geltend gemacht, sie habe 
dem Drängen des Zeugen S t ^ H H H M  erst nachgegeben, nach­
dem der Kläger sie grundlos verlassen gehabt und es auch 
nachdrücklich abgelehnt habe, die ehelichen Beziehungen wie­
der aufzunehmen. Sie ist überzeugt, dass trotz ihres Ehe-• 4 . __
bruchs mit S t f B B B  dem Kläger die Hauptschuld an der 
Zerrüttung der Ehe zur Last fällt. Die getroffenen Feststel­
lungen und auch der sonstige Sachvortrag des Klägers ergeben 
nichts dafür, dass die Beklagte sich diese Überzeugung ohne 
Grund öder gar willkürlich eingeredet hat. Insbesondere hat 
der Kläger, der die Voraussetzungen eines Schadenersatzan­
spruchs aus § 826 BGB darlegen und beweisen muss, keine Um­
stände vorgetragen, aus denen der Tatriehter auf einen Vor­
satz der Beklagten schliessen könnte, dem Kläger Schaden zu­
zufügen. Die Beklagte selbst kann sich für ihre Überzeugung,
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"dass den Kläger die Hauptschuld an der unheilbaren Zerrüttung 
der Ehe trifft, auf die vorstehend unter II 1) erörterten, 
im Scheidungsurteil festgestellten Eheverfehlungen des Klä­
gers und auch auf den Prozessverlauf berufene Sie hat ausweis- 

f lieh der Akten des Scheidungsstreits zunächst, und zwar auch 
noch nach der Aufnahme der Beziehungen zu StflHHBIP, an 
der Ehe mit dem Kläger festhalten wollen und ihre Scheidungs­
klage erst eingereicht, nachdem sie erkennen musste, dass 
der Kläger trotz des für ihn wenig günstigen Ergebnisses der 
Beweisaufnahme an seinem Scheidungsbegehren festhielt <. Das 
Schreiben des Anwalts des Klägers vom 7. Juli 1950 musste 
bei ihr den Eindruck verstärken, dass der Kläger sich so weit 
von jeder inneren Bindung zu ihr und zu dem ehelichen Bande 
als solchen gelöst hatte, dass er um jeden Preis aus der Ehe 
herausdrängte, und zwar auch ohne Rücksicht darauf, ob sie 
selbst Eheverfehlungen begangen hatte und er ihr solche nach- 
weisen konnte. Unter diesen gesamten Umständen ist die An­
sicht der Beklagten, trotz ihres Ehebruchs bleibe das Schei­
dungsurteil im Ergebnis, insbesondere in seinen Auswirkungen 
auf die Unterhaltspflicht des Klägers richtig und deshalb 
sei auch „der Unterhaltsvergleich nicht angreifbar, nicht of­
fensichtlich unbegründet. Sie schliesst daher den nach § 826 
BGB erforderlichen Vorsatz aus.
III. Die Revision macht schliesslich noch geltend, der Unter- 
haltsvertrag sei nach § 72 Satz 3 EheG nichtig. Insoweit hat 
der Kläger mit Schriftsatz vom 28. Juli 1951 vorgetragen, die 
von ihm angegebenen Seheidungsgründe seien nicht richtig ge­
wesen. Er hat zugleich den am 4. August 1930 beteiligt ge­
wesenen Richter, Assessor VflHP, dafür benannt, dass die­
ser "mindestens am Anfang (der Vernehmung) starke Zweifel 
an der Überzeugungskraft der Worte des Klägers11 gehabt habe. 
Die Revision rügt, § 286 ZPO sei verletzt, weil das Berufungs­
gericht dieses Beweisangebot übergangen habe« In der Verhand-
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lung vor dem erkennenden Senat hat der Kläger die Revisions­
rüge dahin erläutert, dass das Beweisangebot nicht so auf­
zufassen gewesen sei, dass der Richter noch bei der Urteils­
fällung gezweifelt habe, er habe die Zweifel nur zu Beginn 
der Vernehmung besessen. Daraus folgt bereits, dass das Be­
weisangebot unbegründet war und dass der Revisionsangriff 
schon deshalb nicht gerechtfertigt ist. Überdies war der 
ganze einschlägige Vortrag des Klägers nicht schlüssig. Bin 
Unterhaltsvertrag ist nach dem hier einschlägigen Teil des 
§ 72 Satz 3 EheG nur nichtig, wenn die Ehegatten im Zusam­
menhang mit der Vereinbarung einen nicht bestehenden Schei­
dungsgrund geltend gemacht hatten. Diese Voraussetzung ist 
auch nach dem Vorbringen des Klägers nicht erfüllt* Die Be­
klagte hatte für ihre Scheidungswiderklage zwei Gründe an­
gegeben, die '.Veigerung des Klägers, die eheliche Gemeinschaft 
wieder aufzunehmen, und seine Beziehungen zu anderen Frauen. 
Das Scheidungsurteil ist gleichfalls auf beide Gründe ge­
stützt worden. Der Kläger hat selbst nicht bestritten, dass 
er nicht zur Beklagten zurückkehren wollte. Da er keine aus­
reichenden Gründe für seine Weigerung nachgewiesen hat, be­
stand dieser Scheidungsgrund zu Recht. Ob der zweite Grund, 
Beziehungen zu anderen Frauen, gegeben war oder nicht, kann 
auf sich beruhen. Auch insoweit wäre für § 72 Satz 3 EheG 
erforderlich, dass beide Ehegatten, also nicht nur der Klä­
ger, sondern auch die Beklagte, gewusst haben, dass dieser 
Grund nicht bestand. Eine solche Kenntnis der Beklagten hat 
der Kläger nicht behauptet. Sie ergab sich auch nicht aus der 
Sachlage. Die Beklagte hatte im Gegenteil selbst schon in 
ihrem Schriftsatz vom 4* April 1950 Beziehungen des Klägers 
zu einer Frau G ^ ^  behauptet und noch mit Schriftsatz vom 
29. Juli 1950 Beweis dafür angetreten, dass der Kläger, seit 
er bei der A M H H p  eingestellt sei, nie regelmässig, son-
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dern erät spät abends nach Hause gekommen sei. Das Berufungs 
gericht konnte danach ohne Gesetzesverstoss davon ausgehen, 
dass die Beklagte an das Bestehen der mit der Widerklage gel 
tend -gemachten Seheidungsgründe geglaubt habe, Da das ange- 
fochtene Urteil auch sonst keinen Rechtsirrtum enthält, war 
die Revision zurückzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 ZPO.

Schmidt Ascher Johannsen Kregel Vfüstenberg
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